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Umstellung auf den Euro 
- No. 102 - 

Heike Thürnagel, Ass. jur., Hannover

Die Einführung des Euro als einheitliche Währung für 
die Europäische Union konkretisiert sich zunehmend. 
So müssen bereits im Vorfeld der 3. Stufe der Wäh-
rungsunion die Rahmenbedingungen für die Einfüh-
rung geschaffen werden, um eine reibungslose Um-
stellung in allen Wirtschaftsbereichen zu ermögli-
chen. Dies betrifft zunächst die gesetzgeberische 
Tätigkeit der EU und der Mitgliedstaaten, aber auch 
die Wahrnehmung von rechtlichen Gestaltungsmög-
lichkeiten im Unternehmen.  

Die rechtlichen Grundentscheidungen auf der Ebe-
ne der EU für die Umstellung sind in zwei Verord-
nungsvorschlägen enthalten, die im Dezember 
1996 von den europäischen Staats- und Regie-
rungschefs in Dublin politisch gebilligt wurden. Es 
ist damit zu rechnen, daß die EU diese Verordnun-
gen im Zuge der weiteren Vorbereitungen auf die 
Wirtschafts- und Währungsunion ohne wesentliche 
Änderungen verabschiedet.  

Einführung des Euro  

Die geplante "Verordnung über die Einführung des 
Euro" soll den Euro unwiderruflich zum 1.1.1999 
mit festen Umrechnungskursen als Währung der 
teilnehmenden Mitgliedstaaten einführen. Die 
Gruppe der teilnehmenden Staaten wird Mitte 
1998 von den Staats- und Regierungschefs auf der 
Basis der Konvergenzkriterien von 1997 festge-
legt.  

Übergangszeitraum  

Für eine Übergangszeit von drei Jahren existiert 
der Euro zunächst nur als Rechnungseinheit der 
Zentralbanken und als Giralgeld. Für diesen Zeit-
raum behält die DM ihre Eigenschaft als gesetzli-
ches Zahlungsmittel; Euro-Banknoten und Münzen 
werden voraussichtlich zum 1.1.2002 eingeführt. 
Die Umtauschphase für das Bargeld soll dann in-
nerhalb von maximal sechs Monaten abgeschlos-

sen sein. Danach wird die DM allerdings weiterhin 
von den Banken angenommen.  

Erst nach Ende der Übergangszeit beziehen sich 
Verträge und Gesetze, die jetzt noch DM-Beträge 
enthalten, automatisch auf entsprechende Euro-
Beträge.  

Verwendung des Euro  

Bei der Gestaltung von Verträgen können sich die 
Beteiligten schon mit Beginn der Währungsunion 
auf den Euro beziehen. Die Verordnung schreibt 
das Prinzip der Verwendungsfreiheit des Euro aus-
drücklich fest (keine Behinderung, kein Zwang bei 
der Verwendung des Euro). Dabei sind die Ver-
tragsparteien grundsätzlich verpflichtet, Verträge 
in der vereinbarten Währung auszuführen. Nach-
dem DM und Euro aber nur verschiedene Einheiten 
einer Währung sind, können Überweisungen auch 
in der jeweils anderen Einheit ausgeführt werden; 
die Umrechnung erfolgt über die Geldinstitute. 
Bankkonten werden als Euro- oder DM-Konten ge-
führt. Auch wird eine Aufrechnung mit Forderun-
gen, die auf andere Währungseinheiten lauten, in-
nerhalb der Währungsunion möglich sein.  
Regelungen zum Euro  

Die "Verordnung über bestimmte Vorschriften im 
Zusammenhang mit der Einführung des Euro" wird 
einheitlich für alle EU-Staaten gelten, auch wenn 
sie (noch) nicht Mitglied der Währungsunion sind. 
Sie soll bereits in diesem Jahr verabschiedet wer-
den.  

Wegfall des ECU  

Der Euro löst unmittelbar mit seiner Einführung den 
ECU als europäische Verrechnungseinheit ab. Euro 
und ECU werden dabei im Verhältnis von 1:1 um-
gerechnet, sofern die Vertragsparteien keine ab-
weichenden Vereinbarungen getroffen haben.  

Compact 
 



Caston Compact No 102 

HERFURTH & PARTNER 
RECHTSANWÄLTE . HANNOVER . GÖTTINGEN . BRÜSSEL . HERAUSGEBER 

Umrechnung und Rundung  

Die Modalitäten der Wechselkursberechnung der 
teilnehmenden Währungen stehen im einzelnen 
noch nicht fest. Die Umrechnungskurse werden 
sechs signifikante Stellen haben und dürfen bei 
Umrechnungen nicht gerundet oder gekürzt wer-
den. Erst nach der Umrechnung werden zu zahlen-
de Geldbeträge auf den nächstliegenden Pfennig 
oder Cent auf- bzw. abgerundet.  

Vertragskontinuität  

In allen EU-Staaten wird der Grundsatz der Ver-
tragskontinuität gelten. Vereinbarte Vertragsbedin-
gungen bestehen deshalb fort, ohne daß die Par-
teien wegen der neuen Währung und damit ver-
bundenen etwaigen Kurs- oder Stabilitätsverände-
rungen ein Recht auf Anpassung, Neuverhandlung 
oder Kündigung hätten.  

Vorgaben für das nationale Recht  

Das deutsche Recht kann während der Übergangs-
zeit die Verwendung des Euro nicht zwingend vor-
schreiben, es könnte sie aber wahlweise zulassen. 
Es ist mit einer Vielzahl von Rechtsänderungen zu 
rechnen, zumal oftmals eine bloße Umrechnung 
von glatten DM-Beträgen in gebrochene Euro-
Beträge den Bedürfnissen in der Praxis nicht ge-
recht wird.  

Währungsrecht  

Mit der Einführung des Euro verlieren die speziellen 
deutschen Vorschriften zum Schutz der DM ihren 
Geltungsgrund. Damit fallen spätestens 1999 die 
Beschränkungen bei Verwendung von Fremdwäh-
rungen im Inland fort; Wertsicherungsklauseln wä-
ren dann nicht mehr durch die Bundesbank ge-
nehmigungsbedürftig.  

Staatliche Anleihen  

Von 1999 an nehmen die Euro-Länder ihre staatli-
chen Anleihen in Euro auf. Aber auch andere An-
leihen werden zum Teil schon so ausgestaltet, daß 
Zinsen und Tilgung so bald wie möglich in Euro 
gezahlt werden können.  

Maßnahmen im Unternehmen  

Für Unternehmen werden sich in vielen Bereichen 
eine Reihe von Veränderungen ergeben, auf die 
sich das Management rechtzeitig vorbereiten muß.  

Unternehmensstruktur  

Rundungsprobleme ergeben sich auch bei der An-
passung von Aktien und Stammeinlagen. Die 
Summe der umgerechneten Einzelbeträge ergibt 
nicht den Betrag des umgerechneten Grund- oder 
Stammkapitals, sondern liegt je nach Stückelung 
der Aktien darunter oder darüber. Zusätzlich muß 
mit einer Regelung über glatte Aktiennennwerte 
gerechnet werden, so daß eine Lösung über eine 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln oder eine 
Kapitalherabsetzung zu suchen ist. Dafür ist eine 
Satzungsänderung erforderlich, die zur Eintragung 
in das Handelsregister angemeldet werden muß. 
Danach müssen dann die alten, auf DM lautenden 
Aktien umgetauscht oder berichtigt werden. Eine 
weitere Lösungsmöglichkeit wäre die Einführung 
einer nennwertlosen Aktie, die derzeit nicht zuläs-
sig ist. Eine Änderung wird angestrebt.  

Geldverkehr  

Zunächst betrifft die Währungsumstellung den 
Zahlungsverkehr und die Finanzen. Während der 
dreijährigen Übergangsphase muß jedes Unter-
nehmen einplanen, parallel zu dem DM-
Geldkreislauf einen Euro-Geldkreislauf vorsehen zu 
können. Insbesondere werden die Finanzverwal-
tungen und Sozialversicherungsträger nach den 
bisherigen Ankündigungen bis Ende 2001 lediglich 
mit DM rechnen, während Kunden oder Lieferan-
ten eventuell die Umstellung früher vornehmen.  

Im ersten Halbjahr 2002 müssen sich bargeldin-
tensive Branchen (Einzelhandel, Automatenauf- 
bzw. -hersteller) darauf einrichten, gleichzeitig mit 
zwei Zahlungseinheiten umzugehen. Die technisch 
aufwendige Handhabung von zwei Sorten Bargeld 
in größeren Mengen könnte durch den vermehrten 
Einsatz von elektronischen Zahlungsverfahren er-
leichtert werden. Auch die entsprechenden Belege 
und Formulare müssen umgestellt werden. Waren 
dürfen in DM, in Euro oder in beiden Zahlungsein-
heiten ausgezeichnet werden. Eine rechtliche Vor-
gabe für eine doppelte Preisauszeichnung gibt es 
bisher nicht; sie könnte aber in Hinblick auf Kun-
denwerbung und interne Vergleichbarkeit zu über-
legen sein.  

Da ein Zweck der europäischen Währung darin 
liegt, im grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr 
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Geldtransaktionen zu verbilligen und Währungsrisi-
ken zu vermeiden, entfallen für die Unternehmen 
Kurssicherungsgeschäfte innerhalb des Gebietes 
der Währungsunion. Dieses kann nicht nur eine 
Kostenersparnis, sondern auch eine schnellere 
Abwicklung von Geschäften mit sich bringen.  

Kapitalmarkt  

Mit der einheitlichen Währung werden Gelder künf-
tig eher europaweit angeboten, als bisher über na-
tionale Währungsgrenzen hinweg; möglicherweise 
zieht der europäische Markt wegen des größeren 
Volumens vermehrt Kapital aus Drittländern an. 
Die Kapitalbeschaffung ist daher womöglich güns-
tiger zu realisieren als heute; wenn aber der Euro 
weniger stabil wäre als die DM, müßten Abwer-
tungsrisiken dagegengesetzt werden.  

Die deutschen Börsen haben bereits beschlossen, 
ab Montag, den 4.1.1999 die Kurse an den deut-
schen Börsen in Euro zu notieren.  

Preisgestaltung  

Auch die Preisgestaltung muß überdacht werden. 
Bei einer bloßen Umrechnung gehen wahrschein-
lich Schwellen- und Signalpreise verloren. Ein Pro-
dukt für 9,99 DM kostet nach derzeitiger Umrech-
nung 5,11 ECU. Neben einer Anpassung des Prei-
ses könnte eine Veränderung von Verpackungs-
größen oder -füllmengen in Betracht kommen. 
Spielraum für eine Preiserhöhung wird sich vermut-
lich nicht ergeben. Auch schafft die einheitliche 
Währung eine Preistransparenz in einem vergrößer-
ten Markt und damit einen gewissen Anglei-
chungsdruck.  

Umstellung der EDV  

Ein erheblicher betrieblicher Aufwand wird aus or-
ganisatorischen Arbeiten entstehen, insbesondere 
der Einrichtung der EDV auf die neuen Anforde-
rungen.  

Das bisher im Unternehmen vorhandene Zahlen-
werk muß im vollen Umfang auf eine Umstellung 
vorbereitet werden. Dies betrifft sowohl die Verar-
beitung laufender Vorgänge als auch den späteren 
Zugriff auf historische Daten, etwa bei der Fort-
schreibung von Zahlenreihen im Rahmen von Ma-
nagementinformationssystemen.  

Ansonsten betrifft die Umstellung alle Bücher des 
Rechnungswesens, Zahlungsverkehr, Berichts- und 
Meldewesen, aber auch Preislisten, Kalkulationsun-
terlagen, Systeme zur Fakturierung, Fremdkosten-
abrechnung und Forderungsmanagement. Die in-
ternen Belange fordern die Umstellung der Werte 
für Aufträge, Projektkalkulationen und interne Ver-
rechnungswerte.  

Die Unternehmen können mit Beginn der Wäh-
rungsunion ihre Bücher in Euro führen, nachdem 
die Verwendung der DM hierfür nicht vorgeschrie-
ben ist.  

Eine reibungslose Verwaltung des Übergangs ist 
letztlich nur mit mehrwährungsfähigen EDV-
Programmen möglich. Bei dieser Gelegenheit muß 
auch das EDV-Problem gelöst sein, vierstellige 
Jahresangaben ab dem Jahr 2000 systemgerecht 
verarbeiten zu können. Allerdings müssen die Un-
ternehmen damit rechnen, daß in den Kapazitäten 
von EDV-Firmen und -Spezialisten Engpässe auf-
treten werden.  

Jahresabschluß  

Allerdings besteht mit der Einführung der neuen 
Währung noch nicht die rechtliche Möglichkeit, 
den Jahresabschluß wahlweise in Euro aufzustel-
len. Eine (nationale) Gesetzesänderung wäre hier 
zu begrüßen. Eine Pflicht zur Erstellung des Jah-
resabschlusses in Euro besteht dann erst im Jahr 
2002.  

Überleitungsbilanz  

Allgemein wird davon ausgegangen, daß die Auf-
stellung einer Eröffnungsbilanz nicht erforderlich 
ist. Denn mit der Umstellung auf den Euro erfolgt 
keine Neubewertung des Betriebsvermögens, son-
dern nur eine Umrechnung der einzelnen Bilanzpo-
sitionen zu den festgelegten Kursen. Die Wäh-
rungsunion ist insofern nicht mit der Einführung 
der DM in der ehemaligen DDR vergleichbar. Die 
Unternehmen werden daher nur eine umgerechne-
te Überleitungsbilanz aufstellen müssen, die der 
Vergleichbarkeit mit früheren Jahresabschlüssen 
dient.  

Gewisse Wertanpassungen für ausländische Ver-
mögenspositionen (wie Forderungen oder Immobi-
lien) können allerdings notwendig werden. Denn 
voraussichtlich wird der Umrechnungskurs der 
teilnehmenden Währungen zum Euro wohl nicht 
dem in einer Bilanz zum 31.12.1998 zugrundege-
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legten (Niedrigst-)Kurs dieser Währungen entspre-
chen. Wechselkursschwankungen kann es nach 
dem 1.1.1999 nicht mehr geben, so daß die zwi-
schen den genannten Daten entstandene Differenz 
so bestehen bleibt. Problematisch ist hier insbe-
sondere die zeitliche Erfassung von Umrechnungs-
gewinnen ohne Abschluß des jeweiligen Ge-
schäftsvorfalls. Auch stellt sich die Frage, ob diese 
Buchgewinne als Erträge zu versteuern sind.  

Vertragsgestaltung  

Trotz des Grundsatzes der Vertragskontinuität 
können jedoch bei einzelnen Vertragsarten Beson-
derheiten auftreten. So hat ein Währungssiche-
rungsvertrag, der zwei im Euro aufgegangene 
Währungen betrifft, seinen Zweck verloren; hier ist 
eine Vertragsbeendigung die richtige Lösung. Ver-
träge mit Währungsbindungsklausel können eine 
Zusatzvereinbarung erfordern, wenn sie die Zah-
lung in einer anderen Währung ausdrücklich aus-
schließen.  

Variable Zinssätze können künftig nicht mehr an 
den Diskontsatz der Deutschen Bundesbank ange-
knüpft werden; die EZB wird kein entsprechendes 
Refinanzierungsinstrument schaffen. Vertragspart-
ner sollten bereits jetzt eine Anbindung an andere 
Referenzsätze wie FIBOR oder LIBOR vorsehen.  

Vertragspartner außerhalb der EU  

Die EU-Vorschriften können keine Regelungen für 
Drittstaaten treffen; entsprechende Abkommen der 
EU zur die die die die die die die die die die die die 
Währungsnachfolge bestehen derzeit nicht. Daher 
könnten mit Partnern aus Nicht-EU-Staaten Prob-
leme bei der Vertragsabwicklung entstehen, wenn 
die vereinbarte Vertragswährung nach dem 
1.7.2002 nicht mehr existiert.  

Bei Währungsumstellungen folgen die meisten 
Staaten dem Nominalprinzip; d.h. der Schuldner 
muß den (umgerechneten) vereinbarten Nominal-
betrag in der vereinbarten Landeswährung bezah-
len. Auf- oder Abwertungen bleiben dabei unbe-
rücksichtigt. Es besteht aber die Möglichkeit, daß 
ein Vertragspartner nach seinem Recht den Über-
gang auf den Euro nicht akzeptieren muß oder ei-
nen anderen Umrechnungskurs verlangen könnte. 
Die Parteien müssen somit frühzeitig klären, wel-
chem Recht ein Vertrag unterliegen soll und ob das 
anwendbare Recht eine Währungsumstellung ohne 
weiteres hinnimmt. Es empfiehlt sich, eine Ver-
tragsklausel aufzunehmen, die Anpassungs- und 

Kündigungsansprüche ausschließt. Dies könnte 
zum einen ausdrücklich geschehen, oder mittelbar 
durch die Wahl des Rechts eines Teilnehmerstaats 
der Währungsunion bzw. durch die Vereinbarung 
eines entsprechenden Gerichtsstandes.  

Es muß jedoch auch die Möglichkeit in Betracht 
gezogen werden, daß der Vertragspartner von 
vornherein eine Zahlungsverpflichtung in einer 
Währung wünscht, die von der Währungsunion 
nicht direkt betroffen wird, wie z.B. der US-Dollar 
oder der Schweizer Franken.  

Auch im dokumentären Auslandsgeschäft (Doku-
menteninkassi, Akkreditive) muß der Lieferant si-
cherstellen, daß die ausländische Bank akzeptiert, 
daß in Euro statt in der bezeichneten Währung er-
füllt wird.  

Personalbereich  

Die Unternehmen müssen frühzeitig festlegen, wer 
für die Betreuung der Umstellungsmaßnahmen im 
Betrieb zuständig ist. Auch können Schulungs-
maßnahmen erforderlich sein.  

Des weiteren sind im Personalbereich vor allem 
Lohn- und Gehaltsabrechnungen bis hin zu den 
Nebenleistungen wie die Reisekostenvergütung 
betroffen. Aber auch die betrieblichen Sozialleis-
tungen müssen umgestellt werden. Die Mitarbeiter 
sollten rechtzeitig darüber informiert werden, z.B. 
durch ein- oder mehrmalige Ausweisung des Ge-
halts in DM- und Euro-Beträgen.  

Umstellungszeitpunkt  

Jedes Unternehmen steht vor der Frage, wann es 
die interne Umstellung auf den Euro zwischen dem 
1.1.1999 und dem 1.1.2002 vornehmen soll. Es 
muß nach der Art und der Struktur des Unterneh-
mens sowie nach einzelnen Unternehmensberei-
chen differenziert werden. Unternehmen mit vielen 
Auslandskontakten sowie Großunternehmen wer-
den vermutlich früher umstellen als Kleinbetriebe, 
die hauptsächlich regional tätig sind. Aber auch 
diese könnten sich als Zulieferbetriebe für größere 
Firmen einem Umstellungsdruck ausgesetzt sehen. 
Verschiedene Großunternehmen haben bereits eine 
Umstellung im Laufe des Jahres 1999 angekün-
digt. Festzuhalten bleibt, daß die Vorbereitung auf 
die Umstellung frühzeitig beginnen sollte, um Eng-
pässe und Fehlentscheidungen zu vermeiden.  
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Neuer Wettbewerb  

Durch die europaweite Vereinheitlichung der Wäh-
rung könnten auf den europäischen Märkten in 
bestimmten Bereichen ähnliche Verschiebungen 
eintreten, wie durch die Schaffung des europäi-
schen Binnenmarktes zwischen 1986 und 1993.  

Marktnischen könnten zukünftig europaweit zu-
sammengefaßt werden, weil Währungsrisiken und 
einige Transaktionskosten wegfallen.  

Möglicherweise bildet die Summe der Nischen nun 
einen interessanten Markt für Wettbewerber, die 
bisher in diesem Bereich nicht aufgetreten sind. 
Die Folge des Wegfalls von hohen Preisen, stabilen 
Marktanteilen und geringer Wettbewerbsintensität 
kann sich jedes Unternehmen leicht vorstellen. 
Ähnlich wie bei der Vorbereitung auf den Binnen-
markt müssen die Unternehmen daher ihr gesam-
tes Produktspektrum auf die Überlebensfähigkeit 
hin durchleuchten. Die Folge kann eine Intensivie-
rung von Forschung und Entwicklung, Akquisitio-
nen von Unternehmen und Technologie, aber auch 
der Rückzug aus angestammten Feldern bedeuten.  
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